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U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

@ e g e n

oooooouoooooooooooooooo ooooo ooooe oooooo oooooocoooo

Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 5° Senat des Bundessozialgerichts hat am
24° Mai 1975 ohne mündliche Verhandlung durch

den Vorsitzenden Richter Dro L a n g k e i t,

die Richter 8 p i e l m e y e r und

Dr° S c h m i t t und die ehrenamtlichen Richter

R e i m e r und S e m m e l b a u e r

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Teilurteil

des Landessozialgerichts Niedersachsen vom
16° Februar 1971 wird zurückgewiesen°

Kosten dieses Revisionsverfahrens sind nicht

zu erstatten„
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Der klagende Sozialhilfeträger begehrt von der beklagten

Ersatzkasse den Erlaß eines Widerspruchsbescheids°

Der als freiwilliges Mitglied bei der Beklagten ver—
sicherte Justizangestellte Do erhielt seit dem 50 Juni

1962 stationäre Behandlung wegen Lungentuberkulose° Mit

Schreiben vom 5° August 1962 bat der Kläger die Beklagte,

die Kosten zu übernehmen° Dies lehnte die Beklagte mit

Schreiben vom 9° August 1962 unter Berufung auf 5 10 Nr° 5

b ihrer Versicherungsbedingungen ab; das Schreiben enthielt
keine Rechtsmittelbelehrungo D° bevollmächtigte am 15° Sep—

tember 1962 den Leiter des Niedersächsischen Landessozial—
amts Hannover? Léitenden Regierungsdirektor K„7 zur DurCh-

führung des Vorverfahrens und des Rechtsstreits vor dem

Sozialgericht (SG) wegen Übernahme der Kosten der statio—

nären Behandlung° Im Namen des Versicherten Do und unter
Beifügung der Vollmacht vom 150 September 1962 legte ein

anderer Bediensteter des Klägers mit Schreiben vom 110 Ok-

tober 1962 Widerspruch eino

Im Januar 1965 kamen die Beteiligten überein7 daß die Be—

arbeitung dieser Sache bis zur Entscheidung über bereits

anhängige MuSterprozesse zwischen denselben Beteiligten

ruhen solle° Insbesondere verzichtete die Beklagte auf

die Einrede der Verjährung und sicherte dem Kläger zu‚

nach rechtskräftiger Entscheidung in den Parallelprozessen
auf seinen Antrag binnen drei Monaten auch in der vor—
liegenden Sache zu entscheideno
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Mit Sbhreiben voml8° Oktober 1965 leitete der Kläger

den Anspruch des Versicherten D° gegen die Beklagte ge—

mäß @ 87 Abs„ 5 des Niedersächsischen Beamtengesetzes

(NBG) vom‘l4° Juli 1960 (Niedersächsisches Gesetz— und

Verordnungsblatt S° 145, 171) in entsprechender An—

wendung der 55 127 Abs° 4, 90 des Bundessozialhilfe—

gesetzes (BSHG) vom 50° Juni 1961 auf sich als Dienst—

herrn über„ Der Kläger hat für die Behandlung des Ver—

sicherten D° insgesamt DM 8°059‚80 aufgewendetr

Nachdem nach Auffassung des Klägers über die strittige

materiell—rechtliche Frage in einem Parallelprozeß rechts—

kräftig entschieden war, hat der Kläger vor dem SG Klage

erhoben und beantragt„die Beklagte zu verurteilen, über

den vom Kläger mit Schreiben vom 11° Oktober 1962 er—
hobenen Widerspruch sachlich zu entscheiden° Das SG hat die

Klage abgewiesen° Im Berufungsverfahren hat der Kläger be—

antragt‚ das Urteil des SG aufzuheben und die Beklagte zum

Erlaß eines Widerspruchsbescheides zu verpflichten, hilfs—

weise‚ die Beklagte zur Zahlung von DM 8„059‚80 zu ver—

urteilen° Das Landessozialgericht (LSG) hat—mit Teilurteil

vom 16° Februar 1971 die Berufung zurückgewiesen‚ soweit

diese den Erlaß eines Widerspruchsbescheids betraf9 und

die Entscheidung über den Hilfsantrag dem Schlußurteil

vorbehalten° Nach seiner Auffassung setzt die gerichtliche

Verfolgung eines nach % 90 BSHG auf den Sozialhilfeträger

übergeleiteten Anspruch des Versicherten gegen einen Träger

der gesetzlichen Krankenversicherung kein Vorverfahren

voraus: Zwischen dem Kläger und dem Beklagten bestehe kein

sozialversicherungsrechtliches Über— und Unterordnungs—

verhältnis; diese Beteiligten stünden sich vielmehr gleich—

geordnet gegenüber° In einem solchen Falle sei der Klage—

anSpruch im Wege der "verwaltungsaktfreien Leistungsklage"

(@ 54 Abs° 5 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)geltend zu
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machen° Im übrigen entfalle das Vorverfahren auch des—

halb? weil der Kläger ein Land sei (5 81 Nr° 5 SGG)O

Mit der zugelassenen Revision rügt der Kläger anD die

Nichtanwendung des @ 79 Nr° 1 SGG und die unrichtige Aus—

legung des @ 81 Nr° 5 SGG„ Er hat beantragt?

das Urteil des SG Hannover vom 2° August 1970

und des LSG Niedersachsen vom 16° Februar 1971

aufzuheben und die Beklagte zum Erlaß eines

Hiderspruchsbescheides zu verpflichten°

Die Beklagte hat beantragt‚

die Revision zurückzuweisen°

Sie beruft sich im wesentlichen auf den Inhalt der vor—

instanzlichen Urteile:

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (@ 124 Abs„ 2

see)° " '

II

Die Revision ist unbegründet° Der Kläger hat keinen

Anspruch auf Erlaß des von ihm beantragten Widerspruchs—

bescheides°

Hierbei kann offen bleiben, ob die Begründung zutrifft‚

auf die sich das LSG in erster Linie gestützt hat? daß

nämlich ein Vorverfahren deshalb entfalle‚ weil die Be—

teiligten einander gleichgeordnet gegenüberstündeno Wie

der Senat in seinem Urteil vom 22° Juni 1966 (BSG 25‚ 66,

67) näher dargelegt hat‚ ist für die Beurteilung des Ab—

lehnungsbescheids eines Trägers der gesetzlichen Kranken—

_5_.
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versicherung als eines Verwaltungsakts, der allein

Gegenstand eines Vorvérfahrens sein kann ($ 78 SGG),

die Natur des Rechtsverhältnisses entscheidend, dem

der im Verwaltungsverfahren und späterhin mit der Klage

geltend gemachte Anspruch entspringt° Die Rechtsnatur des

Anspruchs wird weder durch dessen Wahrnehmung im Wege der

Prozeßstandschaft des Sozialhilfeträgers (so der Sach—

verhalt im oaa° Urteil) noch durch Abtretung, gesetz—

lichen Forderungsübergang oder Überleitung verändert,

In allen diesen Fällen wird vom Träger der gesetzlichen

Krankenversicherung über einen Leistungsanspruch aus dem

Versicherungsverhältnis entschieden, und zwar regelmäßig

durch Verwaltungsakt° Auch bleibt der Zweck des Vorvere

fahrens, dem gerichtlichen Verfahren eine Selbstkontrolle

der Verwaltung vorzuschalten, im allgemeinen — abgesehen

von der noch zu erörternden Ausnahmeregelung des 5 81

SGG — uneingeschränkt bestehen, wenn der Sozialhilfeträger

an Stelle des Versicherten den in dessen Person entstandenen

Leistungsanspruch geltend macht (BSG 25, 66, 68)°

Einer abschließenden Entscheidung zu dieser Frage bedarf

es jedoch nicht, weil im vorliegenden Fall jedenfalls % 81,

Nr, 5 SGG durchgreift° Nach dieser Vorschrift entfällt das

Vorverfahren an0 dann, wenn ein Land oder ein Versicherungs—

träger klagen will° Bei dieser Regelung ist es ohne Belang,

ob der Anspruchsberechtigte aus ursprünlich eigenem Recht

oder abgeleitetem Recht klagt° Entscheidend ist vielmehr,

daß angesichts der zu unterstellenden fachlichen Qualifika—

tion der Stelle, die das Land — oder den Versicherungs—

träger — vertritt, ein Vorverfahren nur eine unnötige Ver—

zögerung bedeuten würde (so BT—Drucksache 1/4557 zu dem

von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf einer Sozial—

gerichtsordnung; Begründung zu % 50)„ '

Diese verfahrensrechtliche Sonderstellung bestimmter Kläger

wegen ihrer besonderen Qualifikation muß auch dann zum Zuge

_ 6 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 6 _

kommen„ wenn _ wie im vorliegenden Fall unterstellt wird —
ein nicht nach S 81 Nro 5 SGG privilegierter Kläger das er—

forderliche Vorverfahren mit der Erhebung des Widerspruchs

eingeleitet hat° Geht die Aktivlegitimation für den geltend

gemachten Anspruch während des schwebenden Vorverfahrens auf

ein Land über‚ so gilt die der genannten Regelung zugrunde

liegende Erwägung‚ daß ein Land nur aus triftigen Gründen

zum Mittel der Klage greifen wird und insoweit die Filter—

funktion des Vorverfahrens entbehrlich ist‚ auch in diesem

Fall„ Das anhängige Vorverfahren ist gegenstandslos geworden°

Die Widerspruchsstelle hat nicht mehr in der Sache zu ent—
scheiden, sondern nur noch festzustellen9 daß sich das Vor—

verfahren infolge Wechsels in der Person des Anspruchsbe—

rechtigten erledigt hat° Das Land? das "klagen will" (@ 81

Nr° 5 SGG)‚ kann sein Klageziel — hier (mit der Unterstellung„

daß der Ablehnungsbescheid der Beklagten ein Verwaltungsakt

ist); Aufhebung des Ablehnungsbescheids und Verpflichtung

zum Kostenersatz — unmittelbar mit der Klage weiterver— '

folgen, wobei der Widerspruch die Klageerhebung in sich

einsclließt und die Klagefrist (@ 87 Abs° 1 SGG) damit ge—
wahrt ist°

Demnach hat das LSG zu Recht festgestellt‚ daß der Kläger
keinen Anspruch auf Erlaß eines Widerspruchsbescheids hat°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 Abso l und 4 SGG„
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